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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch seine Richterin Mag. Mandl über die
Beschwerde des Herrn A. B. gegen das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt
Wien, Magistratisches Bezirksamt …, vom 09.04.2020, Zl. …, wegen Übertretung des
§ 3 Abs. 3 des COVID-19-Maßnahmengesetzes in Verbindung mit § 2 Z 1 des COVID-
19-Maßnahmengesetzes und § 1 der Verordnung zum COVID-19-Maßnahmengesetz,

zu Recht erkannt:

I.  Gemäß § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG wird der Beschwerde
insoweit Folge gegeben, als die verhängte Geldstrafe von
€ 500,-- auf  € 250,-- herabgesetzt wird, die für den Fall der Uneinbringlichkeit
festgesetzte Ersatzfreiheitsstrafe von 10 Stunden bleibt bestehen.

Dementsprechend wird der Beitrag zu den Kosten des Verfahrens bei der
belangten Behörde gemäß § 64 Abs. 2 Verwaltungsstrafgesetz - VStG mit € 25,--
festgesetzt, das sind 10% der verhängten Geldstrafe.

II.  Gemäß § 52 Abs. 8 VwGVG hat der Beschwerdeführer keinen Beitrag zu den
Kosten des Beschwerdeverfahrens zu leisten.

III. Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a VwGG eine ordentliche Revision an den
Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG unzulässig.

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE

Das angefochtene Straferkenntnis hat folgenden Spruch:

„Sie haben am 27.03.2020 einen öffentlichen Ort betreten, obwohl zur Verhinderung
der Verbreitung von COVID-19 das Betreten öffentlicher Orte durch VO gemäß § 2
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Z 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes, BGBl. II Nr. 108/2020 in der Zeit von
16.03.2020 bis 13.04.2020 verboten ist, als Sie mit einer weiteren Person, mit der
Sie nicht in gemeinsamen Haushalt leben, um 14.20 Uhr in Wien, C.-gasse auf einer
Sitzbank, welche ca. 1 m breit ist, nebeneinander sitzend angetroffen wurden, der
Mindestabstand von einem Meter dadurch nicht eingehalten wurde und der
Aufenthalt am angeführten Ort nicht durch die unter § 2 dieser VO aufgezählten
Ausnahmen gerechtfertigt war.

Sie haben dadurch folgende Rechtsvorschrift(en) verletzt:
§ 3 Abs. 3 und § 2 COVID-19-Maßnahmengesetz i.V.m. § 1 der VO gem. § 2 Z 1
COVID-19-Maßnahmengesetzes, BGBl. II Nr. 98/2020 i.d.F. BGBl. II Nr. 108/2020
Wegen dieser Verwaltungsübertretung(en) wird (werden) über Sie folgende Strafe(n)
verhängt:

Geldstrafe von € falls diese uneinbringlich ist, gemäß
Ersatzfreiheitsstrafe von

   500,-- 10 Stunden § 3 Abs. 3 COVID-19 Gesetz
BGBl. I Nr. 12/2020

Ferner haben Sie gemäß § 64 des Verwaltungsstrafgesetzes (VStG) zu zahlen:
€ 50,00 als Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens, das sind 10 % der Strafe,
mindestens jedoch € 10,00 pro Delikt
Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten) beträgt daher €  550,00.“

Mit E-Mail vom 20.04.2020 hat der Beschwerdeführer eine Beschwerde eingebracht,
die sich nur gegen die Höhe der verhängten Strafe richtet.

Das Verwaltungsgericht Wien hat festgestellt und erwogen:

Die Beschwerde richtet sich lediglich gegen die Strafhöhe, das Straferkenntnis ist
daher, da es diesbezüglich unbekämpft geblieben ist, in seinem Tat- und
Schuldausspruch in Rechtskraft erwachsen.

Der Beschwerdeführer führt in seiner Beschwerde aus, er ersuche in dieser
Angelegenheit um Herabsetzung der Strafe, da er nur ein geringes Einkommen in
Höhe von € 690,-- verfüge. Er wohne mit seinem Vater zusammen.

Gemäß § 19 Abs. 1 VStG sind Grundlage für die Bemessung der Strafe die Bedeutung
des strafrechtlich geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung
durch die Tat.

Gemäß Abs. 2 leg. cit. sind im ordentlichen Verfahren (§§ 40-46 VStG) überdies die
nach dem Zweck der Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und
Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander
abzuwägen. Auf das Ausmaß des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen.
Unter Berücksichtigung der Eigenart des Verwaltungsstrafrechts sind die
Bestimmungen der §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches (StGB) sinngemäß
anzuwenden. Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und allfällige
Sorgepflichten des Beschuldigten sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu
berücksichtigen.
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Der Beschwerdeführer hat am 27.03.2020 in Wien, C.-gasse einen öffentlichen Ort
betreten, obwohl zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 das Betreten
öffentlicher Orte durch VO in der Zeit von 16.03.2020 bis 13.04.2020 verboten war.
Er ist mit einer weiteren Person, mit der er nicht in gemeinsamen Haushalt lebt, um
14.20 Uhr auf einer öffentlichen Sitzbank, welche ca. 1 m breit ist, nebeneinander
sitzend angetroffen worden, dabei wurde auch der Mindestabstand von einem Meter
nicht eingehalten und war der Aufenthalt am angeführten Ort nicht durch die unter
§ 2 dieser VO aufgezählten Ausnahmen gerechtfertigt. Diese Übertretung ist gemäß
§ 3 Abs. 3 COVID-19-Maßnahmengesetz mit einer Geldstrafe von bis € 3.600,-- und
einer Ersatzfreiheitsstrafe von bis zu zwei Wochen bedroht.

Das der Bestrafung zugrunde liegende Verhalten gefährdete in hohem Ausmaß das
durch die Strafdrohung geschützte Interesse daran, dass sich die COVID-19-Pandemie
nicht unkontrolliert ausbreitet, weshalb der objektive Unrechtsgehalt der Tat erheblich
war.

Das Verschulden des Beschwerdeführers konnte ebenfalls nicht als geringfügig
angesehen werden, da es dem Beschwerdeführer bekannt sein musste, dass er sich
zum Tatzeitpunkt nicht in unmittelbarer Nähe einer fremden Person sitzend aufhalten
durfte.

Die belangte Behörde hat die bestehende verwaltungsstrafrechtliche Unbescholtenheit
des Beschwerdeführers bereits berücksichtigt. Der Beschwerdeführer gab in seiner
Beschwerde an, er habe ein AMS-Einkommen in Höhe von € 690,-- pro Monat zur
Verfügung. Es war daher von unterdurchschnittlichen Vermögensverhältnissen
auszugehen.

Im Hinblick darauf, dass im behördlichen Verfahren von durchschnittlichen
Einkommens- und Vermögensverhältnissen ausgegangen wurde, war die Strafhöhe
trotz des hohen objektiven Unrechtsgehalts der Übertretung spruchgemäß
herabzusetzen, zumal aufgrund des hohen Strafbetrages die spezialpräventive
Wirkung der Bestrafung trotzdem sichergestellt ist.

Die Kostenentscheidung stützt sich auf § 52 Abs. 8 VwGVG, wonach dem
Beschwerdeführer keine Kosten des Beschwerdeverfahrens aufzuerlegen sind, wenn
der Beschwerde auch nur teilweise Folge gegeben wurde.

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des Art. 133
Abs. 4 B-VG zu beurteilen war, der grundsätzliche  Bedeutung zukommt. Weder
weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes. Weiters ist die dazu vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden
Rechtsfrage vor.
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BELEHRUNG

Gegen dieses Erkenntnis besteht die Möglichkeit der Erhebung einer Beschwerde beim
Verfassungsgerichtshof und/oder einer außerordentlichen Revision beim
Verwaltungsgerichtshof. Die Beschwerde bzw. Revision ist innerhalb von sechs
Wochen ab dem Tag der Zustellung der Entscheidung durch eine bevollmächtigte
Rechtsanwältin bzw. einen bevollmächtigten Rechtsanwalt abzufassen und ist die
Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und die außerordentliche Revision an den
Verwaltungsgerichtshof beim Verwaltungsgericht Wien einzubringen. Für die
Beschwerde bzw. die Revision ist eine Eingabengebühr von je EUR 240,-- beim
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten.

Es besteht die Möglichkeit, Verfahrenshilfe für das Verfahren vor dem
Verwaltungsgerichtshof bzw. Verfassungsgerichtshof zu beantragen.

Verfahrenshilfe ist einer Partei so weit zur Gänze oder zum Teil zu bewilligen als sie
außerstande ist, die Kosten der Führung des Verfahrens ohne Beeinträchtigung des
notwendigen Unterhalts zu bestreiten, und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint.

Der Antrag auf Verfahrenshilfe ist für ein Beschwerdeverfahren vor dem
Verfassungsgerichtshof unmittelbar beim Verfassungsgerichtshof einzubringen. Für ein
außerordentliches Revisionsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof ist der Antrag
unmittelbar beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen. Dies in beiden Fällen jeweils
innerhalb der oben genannten sechswöchigen Beschwerde- bzw. Revisionsfrist.

Ferner besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die
Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Der Verzicht hat ausdrücklich
zu erfolgen und ist bei einem Verzicht auf die Revision dem Verwaltungsgericht, bei
einem Verzicht auf die Beschwerde bis zur Zustellung der Entscheidung dem
Verwaltungsgericht, nach Zustellung der Entscheidung dem Verfassungsgerichtshof
schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklären. Der Verzicht hat zur Folge,
dass eine Revision bzw. Beschwerde nicht mehr zulässig ist. Wurde der Verzicht nicht
von einem berufsmäßigen Parteienvertreter oder im Beisein eines solchen abgegeben,
so kann er binnen drei Tagen schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen werden.

Mag. Mandl


